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ſiteditnilfe für die Sewerbetreib enden 
und Abtragung der Schulden. 


In der 18. Sitzung des Reichstages am 25. Auguſt 
1915 begründete bei der Beratung über Berichte der Kati: 
ntiſſion für den Reichshaüshaltsetat über Reſolutionen der 
Abgeordnete Dr. Böttger (ml.) die Forderung billigen Kre⸗ 
dits für die Gewerbetreibenden duͤrch eingehende Darleg⸗ 
ungen, Er führte namentlich über das Händwerk folgen⸗ 
des aus: ’ 

Meine Herren, in, den bisherigen Reichstagsdebatten 
iſt eines Erwerbsſtandes nur unzureichend gedacht worden. 
nämlich des gewerblichen und kaufmännischen ‚Mittelftati- 
des. Es hat zwar in der potlaimentslafen Zwiſcheüzeit 
auf Anregung des Reichsamts des Innern fal Beſpre⸗ 
chung von Sachverſtändigen und Intereſſenten aus den 
Kreiſen der Regierung, aus den Parlamenten und aus 
dem Handwerker- und Gewerbeſtand ſtattgefunden, wo 
feſtgeſtellt wurde, daß ein beträchtlicher Teil des Hand⸗ 
werks und des Kleinhandels ſich, in Kriegsnot befindet. 
Als beſonders notleidende Gewerbe wurden uns bezeich⸗ 
net in erſter Linie das Baugewerbe und Tiſchlergewerbe, 
Schuhmacherei und Schneiderei. Es fehlen dieſen Ge⸗ 
werbebetrieben die lallfenden Aufträge, die allein ſie über 
Waſſer halten können. Staat und Gemeinden chen ſich 
zwar bemüht, das private Baugewerbeaufzufriſchen und 
ihm Aufträge zuzuweiſen, auch dafür geſorgt, daß bereits 
beſchloſſene Aufträge Ausgeführt wurden. Aber im gro⸗ 
ßen und ganzen iſt namentlich auch infolge der Verſchie⸗ 
bungen auf dem Hypothekenmarkte eine Stagna⸗ 
tion in. all dieſen Gemerben zu verzeichnen. Nun 
haben auch weiter die Poſt⸗ und Militärhehörden dafür 
geſorgt, daß die Schneiderei einige Aufträge von den 
größen Aufträgen, ie fte a vergeben haben, bekommen 
hat. Das ſoll atetkahnt werden. Die Vorausſetzung 
aber für die Feſtigung dieſer Beziehünigen zwiſchen dem 

andwerk und den Behörden iſt Leiſtungsfähigkeit und 


glatte Abwicklung, daß der Gegenſtand mit den Behörden 
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jo weit Hand in Hand geht, daß die Behörden ſich darauf 
verlaſſen können. Um dies durchzuführen, iſt es zweck⸗ 
mäßig, daß die Gewerbebetriebe ſich genoſſenſchaftlich zu⸗ 
ſammenſchließen, daß ſie Zweckvereinigungen und Liefe⸗ 
rungsverbände bilden. Man hat wohl hie und da auch 
von den Innungen und Handwerkskammern aus verſucht, 
felbet einzugreifen. Indes iſt das nicht Aufgabe dieſer 
gewerblichen Körperſchaften. Sie dürfen nach der Ge: 
werbeordnutig keine wirtſchaftliche Tätigkeit ausüben und 
ſich nicht mit dem Riſiko von Fehlſchlägen und Ausfällen 
belaſten. Dieſe gewerblichen Intereſſenvertretungen kön⸗ 
nen nichts weiter tun, als anzuregen und Lieferungsver⸗ 
bände zuſammenzübringen. 

Dann aber fehlt vor allen Dingen dem Kleingewerbe 
das nötige Betriebskapital ſchon in Friedenszeiten, ganz 
beſonders abet jetzt im Kriege. 

Man hann jetzt drei Arten von Handwerksmeiſtern 
unterſcheiden. Einmal Meiſter, die im Lande geblieben 
find) und die jetzt mit der allgemeinen Not zu kämpfen 
haben, zweitens ſolche, die ſich im Felde benden und 
endlich ſolche, die demnächſt aus dem Felde zurückkehren 
werden. Bei allen dieſen drei Kategorien gibt es Geld⸗ 
und Kreditmangel. Am ſchlimmſten daran ſind die Be⸗ 
triebe, deren Inhaber ſich im Felde befinden und in denen 
die Frau oder die ſonſtigen Angehörigen ſehen müſſen, 
wie ſie ſich durchſchlagen. Die sieufe haben größtenteils 
ihre wittſchaftliche Exiſtenz verloren und müſſen Perg 
dein Kriege von neuem anfangen. Ihnen zu helfen, if 
eine Pflicht des Staates. (Sehr richtig.) 


Der Deutſche Handwerks⸗ und Gewerbekammiertag 
und der Hauptverband deutſcher gewerblicher Genoſſen⸗ 
ſchaften haben in einer Denkſchrift einige Anregungen 
gegeben, wie dieſen Leuten am, chnellſten, geholfen wer⸗ 
den kann, nämlich mit der Kreditauffriſchung. Wir hof 
fen, daß eine Reihe von Anregungen in dieſem ſehr 11 
achtenswwerten Material verwirklicht werden wird. Es 
ſöllen ſich demnüchſt Reich, Einzelſtaaten und Gemeinden 
zuſammentun, um Krediterleichterungen für den Mittel⸗ 
ſtand zu ſchaffen, damit kreditwürdige Perſoſſen zu Rré⸗ 
ditfähige gemacht werden. Dieſen Handperkern ſollen 
von den Kreditgenoſſenſchaften zu möglich 00 lanten Be⸗ 
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fällen, mit tragen helfen. 
wenigen Millionen auszukommen, 
vortrefflichen Zwechſetzung und der großen ( 
ſonſt ausgegeben werden, als eine Bagatelle zu bezeid 
nen iſt. 

Nach 


schluß des Krieges werden ſich für den G 
werbeſte wie für die ganze Volkswirtſchaft eine Fü 
neuer A ben ergeben, und da wird in den Kredit 
noſſenſchaften die nötige Kreditflüſſigkeit vorhanden ſein 
müſſen. 

Dann haben die Gewerbetreibenden auch darüber 
Klage geführt, daß ihnen von den Lieferanten d von 
den Kartellen der Kredit geſperrt worden iſt. Wenn jo 
plötzlich die Forderung der Barzahlung zwiſchen Kauf⸗ 
leuten zum allgemeinen Geſchäftsgrundſatz erhoben wird, 
ſo muß das in heutiger Zeit, wo unſer ganzes wirtſchaft⸗ 
liches Leben auf dem Kredit aufgebaut iſt, zu ſchweren 
Kalamitäten führen. Der Handelstag hat davor ge— 
warnt, und auch der preußiſche Handelsminiſter hat in 
einem Erlaß darauf aufmerkſam gemacht, daß dieſen Lie⸗ 
ferantenkartellen unter Umſtänden der Kredit der 
Reichsbank entzogen werden würde, nach dem Worte: 
Wie du mir, , jo ich dir! 

Meine Herren, was über die Kriegskredition beim 
Handwerk zu jagen war, gilt auch in vollem Umfang von 
den Kriegskreditſchwierigkeiten im Kleinhandel. Alſo 
auch da muß für Hilfe geſorgt werden. 

Meine Herren, ich will ſchließen mit dem Bemerken, 
daß ſicherlich der Krieg an alle Bürger, an alle Ermwerbs- 
ſtände große Anforderungen und große Erwartungen 
ſtellt. Alle ſind bereit, Opfer zu bringen, zu entbehren 
und durchzuhalten. Damit aber der Kleinhandel und 
das Kleingewerbe durchhalten können, muß ihnen vom 
Staat und von den Gemeindebehörden entgegengekom— 
men werden. Der Dank wird in einer neuen Blüte unje- 
rer Volkswirtſchaft und unſeres gewerblichen Lebens 
beſtehen. (Lebhafter Beifall bei den Nationalliberalen.) 

Die Anträge der Kommiſſion lauten: 

aa) die verbündeten Regierungen zu erſuchen, den 
ſchweren Schädigungen entgegenzuwirken, von denen die 
ſelbſtändigen Gewerbetreibenden infolge Einberufung 
zum Heere und ſonſtiger Wirkungen betroffen find, ins— 
beſondere rechtzeitig Fürſorge zu treffen, daß dieſen Ge— 
werbetreibenden nach Beendigung des Krieges unter 
leichten, ihrer beſonderen Lage angepaßten Bedingungen 
billiger Kredit eröffnet wird. 

bb) Die verbündeten Regierungen zu erſuchen, zu 
erwägen, in welcher Weiſe den Kriegsteilnehmern nach 
Beendigung des Krieges die Abtragung ihres während 
des Krieges angewachſenen und geſtundeten Schulden er— 
leichtert wird. 

Ueber die Worte im Antrage bb „nach Beendigung 
des Krieges“ wird vom Abgeordneten Dr. Spahn (Z.) ge⸗ 
trennte Abſtimmung beantragt. — 

Beide Anträge finden Annahme, letzterer unter 
Streichung der Worte „nach Beendigung des Krieges“. 


Die Bauſtoffgeſellſchaft in Ostpreußen. 


Sobald mit der Herſtellung der durch den Krieg ent⸗ 
ſtandennen Schäden und mit dem Wiederaufbau der zer⸗ 
ſtörten Gebäude begonnen werden kann, iſt in der Pro⸗ 
vinz Oſtpreußen eine außergewöhnliche Steigerung des 
Bedarfs an Baumaterialien zu erwarten. Die anſäſſige 
Induſtrie wird dieſen Bedarf nur zum geringen Teil ge⸗ 
recht werden können und es iſt daher anzunehmen, daß 
die zunehmende Nachfrage allenthalben eine beträchtliche 
Steigerung der Preiſe und Arbeitslöhne hervorrufen 
wird. Um dieſen unliebſamen Erſcheinungen zu begegnen, 
hat die Staatsregierung eine Einkaufsgenoſſenſchaft ge⸗ 
gründet, deren Zweck der An⸗ und Verkauf ſowie die 
Vermittlung von Bauſtoff in Oſtpreußen iſt. Dieſe Bau⸗ 
ſtoffgeſellſchaft m. b. H., an der außer dem Staat noch 
andere öffentliche Verbände beteiligt ſind, hat die Auf⸗ 
gabe, den Material- und Arbeitsmarkt zu regulieren und 
in angemeſſenen Grenzen zu halten. Sie hat den verſchie⸗ 
denen Bedarf an notwendigen Bauſtoffen feſtzuſtellen 
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gewährleiſte 


ſchaffung von Ro n, von Hola und 
Jsſteine von Kalk, Zement, ek⸗ 


al, Glas uſw. handelt, ſind die Aufgaben der 
aft rein wirtſchaftlicher Natur. Wo dar⸗ 
r die Beſchaffung von Fertigfabrikaten 
' Fenſtern, von Beſchlä⸗ 
Art, von Treppen, Vorgärten⸗ und Balkonge⸗ 
„ganz beſonders auch von genſtänden des it 

x Ausbaues, von Oefen, Beleu gskörpern, Stuck⸗ 
verzierungen, Klingelknöpfen uſw., da eröffnen ſich der 
Bauſtoffgeſellſchaft reiche Möglichkeiten auch zu unmit⸗ 
telbarer künſtleriſcher Beeinfluſſung. Denn ſie iſt — ein 
Vorteil, den nur der Großbetrieb zu bieten vermag — in 
der günſtigen Lage, ſich von dem Zwange der künitlerijch 
in der Regel völlig unzulänglichen Fabrikware unabhän⸗ 
gig zu machen, weil die Maſſenanfertigung ihrer Artikel 
ohne Verteuerung eine Herſtellung nach eigenen, beſon⸗ 
ders entworfenen Modellen geſtattet. Die großen wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorteile, die ſich im Großbetriebe bieten, ha⸗ 
ben denn auch bereits das oſtpreußiſche Handwerk ver: 
anlaßt, ſich nach dem Vorbilde der Bauſtoffgeſellſchaft zu 
Lieferungsverbänden, Rohſtoff- und Werkzeug⸗Einkaufs⸗ 
geſellſchaften, Kreditgenoſſenſchaften uſw. zuſammenzu⸗ 
ſchließen. Durch ſolche Organiſation und bei gemeinſamer 
Geſchäftsführung wird es auch dem kleinen Handwerker 
in ganz anderer Weiſe möglich, geſchäftlich zu konkurrie⸗ 
ren, Reklame zu machen, ſich kreditfähig zu erhalten uſw. 
Lieferungsverbände der Tiſchler, Klempner und Töpfer 
auf genoſſenſchaftlicher Grundlage ſind mehrfach bereits 
gebildet worden. 
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Staatshilfe für die aus dem Feldzug heimkehren- 
den ſelbſtändigen Handwerker. 


Die deutſche Parlamentskorreſpondenz berichtet: Die 
Handwerkskammern beſchäftigen ſich gegenwärtig mit 
den Aufgaben zur Fürſorge für die aus dem Kriege heim⸗ 
kehrenden ſelbſtändigen Handwerker. Da ein beträchtli⸗ 
cher Teil von Handwerkern infolge des Kriegsdienſtes 
ſeinen Beruf hat aufgeben müſſen, ſo ſind die amtlichen 
Handwerksvertretungen übereinſtimmend der Meinung, 
daß eineumfaſſende Staatshilfe notwendig ſein 
wird, um den Handwerkern die Gelbjtändigkeit zu erhal⸗ 
ten. Als zweckmäßig wird die Bereitſtellung von Geld— 
mitteln behufs Gewährung von zinsloſen oder niedrig 
verzinslichen Darlehen an zuverläſſige Handwerker er⸗ 
achtet, damit ſie imſtande ſind, ihr Geſchäft wieder auf— 
zunehmen. Es ſind deshalb von Handwerkskammern ent⸗ 
ſprechende Vorſchläge an die zuſtändigen Behörden ge⸗ 
richtet worden. Die Krediterleichterung für den am Kriege 
beteiligt geweſenen Mittelſtand beſchäftigt ſchon ſeit län⸗ 
gerer Zeit die Regierungsſtellen im Reiche und in Preu⸗ 
ßen. In einer Reichskonferenz hat bereits eine Ausſprache 
mit den in Betracht kommenden Verbänden über dieſe 
wichtige Frage ſtattgefunden, deren Ergebniſſe gegenwär⸗ 
tig noch der Bearbeitung unterliegen. 


Eine Innungs-Vorſtandsſitzung als meldepflichtige 
„Verſammlung“. 


Urteil des Reichsgerichts vom 12. Juli 1915. 

Nach Verkündigung des Kriegszuſtandes hat das Ge: 
neralkommando des 3. Armeekorps (Magdeburg) durch 
Bekanntmachung vom 1. Dezember 1914 den verſchärften 
Belagerungszuſtand eingeführt, alſo verſchiedene Verfaſ⸗ 
ſungsbeſtimmungen über die ſtaatsbürgerlichen Grund⸗ 
rechte außer Kraft geſetzt und die Vorſchriften des Reichs⸗ 
vereinsgeſetzes über die Verſammlungsfreiheit aufgeho⸗ 
ben. Gleichzeitig wurde angeordnet, daß jeder, der eine 
Verſammlung in einem geſchloſſenen Raume veranſtal⸗ 
ten wolle, dieſelbe 48 Stunden zuvor bei der Ortspolizei⸗ 
behörde zur Genehmigung anmelden müſſe. Die Frage, ob 
auch Zuſammenhünfte öffentlicher Körperſchaften „Ver⸗ 
ſammlungen“ im Sinne der Meldepflicht ſind, beſchäf⸗ 
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: Ob die Anordnung 

jte he von der Strafkammer nicht 
entſchieden en. Jedenfalls beziehe ſie ſich nur auf 
Verſammlungen, wie ſie im Reichsvereinsgeſetz gemeint 
ſeien, nicht aber auf Verſammlungen der Körperſchaften 
des öffentlichen Rechts, wie die durch die Neichsgemerbe- 
ordnung geregelten Vorſtandsſitzungen und Mitgliederver⸗ 
ſammlungen der Innungen. Wenn der Obermeiſter einer 
Innung den Vorſtand und einige Mitglieder zu einer Be⸗ 
ſprechung einberufe, dann übe er ſeine geſetzlichen Be⸗ 
fugniſſe aus, wozu die polizeiliche Genehmigung keines⸗ 
wegs erforderlich ſei. Der Zweck der Aufhebung der Ver⸗ 
ſammlungsfreiheit ſei demnach nur die Verhütung von 
Umtrieben feindlicher Ausländer. Daher liege hier keine 
ſtrafbare Handlung vor. 

Die Staatsanwaltſchaft legte hiergegen Reviſion 
beim Reichsgericht ein: Da die militäriſche Anordnung 
den Begriff der Verſammlung nicht beſtimme, müſſe dar⸗ 
unter verſtanden werden jede nicht allzu kleine Perſonen⸗ 
mehrheit, deren Zuſammenſein einem gemeinſamen 
Zweck diene und einen gemeinſamen Willen darſtelle. 
Eine Befreiung der Meldepflicht beſtehe für Verſamm⸗ 
lungen öffentlicher Körperſchaften wie der Innungen nur 
inſoweit, als es ſich um die geſetzlich vorgeſchriebenen und 
ordnungsmäßig einberufenen Zuſammenkünfte der Mit⸗ 
glieder und des Vorſtandes handele. Daß hier die Sitzung 
des Innungsvorſtandes eine derartige, meldungsfreie, 
weil vom Geſetz verlangte amtliche Zuſammenkunft ge⸗ 
weſen ſei, erſcheine nicht feſtgeſtellt. — Das Reichsgericht 
hob auf Antrag des Reichsanwalts die Freiſprechung auf 
und verwies die Sache an die Vorinſtanz zurück: Die 
Strafkammer hat den Begriff der meldepflichtigen „Ver⸗ 
ſammlung“ verkannt und den Sachverhalt nicht genügend 
geprüft. 

Der Handwerks⸗ und Gewerbekammertag hat ſich 
wegen der Sachlage mit dem Handelsminiſterium in Ver⸗ 
bindung geſetzt. Da er der Anſicht war, daß es ſich bei den 
ordentlichen Verſammlungen der Innungen nicht um mel⸗ 
depflichtige Verſammlungen nicht im Sinne der Vorſchrif⸗ 
ten der Militärbehörde handeln könne, vielmehr um ge⸗ 
ſetzlich geregelte Verſammlungen von Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. Das Handelsminiſterium hat aber da⸗ 
raufhin gleichfalls den Rat gegeben, unter Hinweis auf 
das Urteil des Reichsgerichts vom 12. Juli d. Is. den 
Handwerkskammern zu empfehlen, daß ſie die Innun⸗ 
gen darauf aufmerkſam machen, in Zukunft zur Ver⸗ 
meidung von Weiterungen ihre Verſammlungen anzumel⸗ 
den. 


Zur Derforgung unlerer Rriegsinvaliden. 


Der Verſorgungsausſchuß für Kriegsinvaliden in der 
Provinz Weſtpreußen hat uns um Ueberſendung einer 
Liſte gebeten, welche die Namen derjenigen Handwerks⸗ 
meiſter enthält, die ſich bereit erklärt haben, für den Mi⸗ 
litärdienſt unbrauchbar gewordene Leute bei ſich zu be⸗ 
beſchäftigen. 

Jedem Handwerker kann es nur zur Ehre gereichen, 
wenn er für dieſen guten Zweck die Hand bietet, und es 
iſt Pflicht eines jeden Deutſchen, Handwerker, die für ihn 
geſtritten und ihre Geſundheit geopfert haben, zu unter⸗ 
ßützen und zu fördern. Das kann er jetzt leicht, indem er 
ihnen in ſeinem Betriebe die Möglichkeit zur Wiederbe⸗ 
ſchäftigung bietet Wir bitten alle diejenigen, die Kriegs⸗ 
beſchädigte zu beſchäftigen bereit ſind, ſich bei uns zu mel⸗ 
den. Den Innungen wird noch eine beſondere Auf⸗ 
forderung zugehen. 
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Eine große Werkzeugſpende 
zugunſten der Notleidenden Oſtpreußens iſt dieſer 
durch Vermittelung des Oberbürgermeiſters Dr. Kö 
Königsberg der Verdingungsſtelle der 
Hand jnigsberg aus! 
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dwerkskammern in $ 


serichiedenjten Werkzeuge } 
vmä en Preiſen an Handwe 
werden ſollen. Der Erlös wird zu wei ! 
der Gewerbeförderung in Oſtpreußen rwendung fin⸗ 
den. An der von Herrn Bürgermeiſter Dr. Hartmann⸗ 
Remſcheid mit beſonderer Unterſtützung des Bergiſchen 
Fabrikantenvereins veranſtalteten Sammlung dieſer 
Spende haben ſich 75 Firmen der Eiſen⸗ und Werkzeug⸗ 
branche aus Remſcheid beteiligt und u. a. geſpendet: 270 
Aexte und Beile, 880 Meißel und 480 Stecheiſen, 4000 
Bohrer aller Arten, 170 Bruſtleien, 1500 Scharniere, 2700 
Feilen und Raſpeln, 360 Hämmer, 340 Hobeleiſen, 100 
Maurerkellen, 800 Sägen und 6230 Metall⸗ und Holz⸗ 
ſägeblätter, 160 Schlöſſer, 358 Federn für Schlöſſer, 104 
Türſchieber und Türſchließer, 210 Fenſterhaken, 160 
Schraubenzieher und über 480 Zangen verſchiedener Art 
und Größe, 40 Blechſcheeren, 45 Schraubſtöcke, ca. 100 
Zirkel, 65 Schaufeln und Spaten, 130 Hack⸗, Schneide⸗ 
und Wiegemeſſer und anderes zahlreiches Gerät. 

Anträge auf Ueberlaſſung von Werkzeug und Gerä⸗ 
ten ſind an die Verdingungsſtelle der Handwerkskam⸗ 
mern für d en Wiederaufbau Oſtpreußens zu Königsberg 
Königſtraße 64 zu richten. 


Arbeitsnachweis für das Baugewerbe in Oſtpreußen. 


Auf Anregung des Oberpräſidenten der Provinz Oſt⸗ 
preußen iſt am 8. April 1915 eine Zentraleſtelle zur Ver⸗ 
mittelung von Bauarbeitern gebildet worden, welche ih⸗ 
ren Sitz in Königsberg, Viktoriaſtraße 9 hat, und den 
Namen „Arbeitsnachweis für das Baugewerbe in Oſt— 
preußen“ führt. 

Zweck dieſes Arbeitsnachweiſes iſt, während der 
Dauer des Krieges, längſtens bis 1. April 1916, Bau⸗ 
arbeitern und Bauhilfsarbeitern Gelegenheit zur Arbeit, 
vornehmlich zum Wiederaufbau Oſtpreußens, zu gewäh⸗ 
ren und den Arbeitgebern die erfordelichen Arbeitnehmer 
zu vermitteln. 

Der Arbeitsnachweis wird von einem unparteiiſchen 
Beamten (Vorſitzenden) geleitet, deſſen Beſtallung durch 
den Herrn Oberpräſidenten der Provinz Oſtpreußen er⸗ 
folgt. Dem Arbeitsnachweis gehören ferner als Beirat je 
4 Vertreter der Arbeitnehmer an, und zwar: 4 Vertreter 
des Arbeitgeberverbandes für das Baugewerbe, 2 Ver⸗ 
treter des Deutſchen Bauarbeiterverbandes chriſtlicher 
Bauarbeiter Deutſchlands und des Zentralverbandes der 
Zimmerer Deutſchlands. 

Die laufenden Geſchäfte führt der Vorſitzende. 

Die Vermittelung erfolgt nach folgenden Grundſät⸗ 


zen: 

a) Die Arbeitgeber ſind verpflichtet, den vom Arbeits⸗ 
nachweis vermittelten Maurer⸗ und Zimmererge⸗ 
ſellen einen Stundenlohn von 55 Pfg. und den Bau⸗ 
hilfsarbeitern einen ſolchen von 45 Pfg. zu gewäh⸗ 
ren, ſoweit nicht etwa durch die beſtehenden Ortsta⸗ 
rife höhere Löhne vereinbart ſind. 

b) Den durch den Arbeitsnachweis vermittelten Arbei⸗ 
tern wird zur Hinreiſe freie Fahrt und ein Zehrgeld 
von 3 Mark pro Reiſetag gewährt. Dasſelbe gilt für 
die Rückreiſe, wenn der Arbeiter nach Vollendung 
der vermittelten Arbeit in die Heimat zurückkehren 
will oder wenn er ohne ſeine Schuld entlaſſen wird. 


Neue Töpferorganiſation in Oſtpreußen. 


Um das einheimiſche Töpfergewerbe zur Uebernahme 
von größeren Aufträgen leiſtungsfähig zu machen und 
hierdurch inſtand zu ſetzen, daß in erſter Linie die oſt⸗ 
preußiſchen Töpfer die reichlich vorliegenden Arbeiten 


noſſenſchaft für gemeinſchaftlichen Bezug und Arbeits⸗ 


übernahme e. G. m. b. H. in Königsberg gebildet, die den 
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gemeinſchaftlichen Einkauf der Rohſtoffe, Halbfabrik: 
und Werkzeuge und die Beteiligung an Arbeiten und Li 


ferungen bezweckt. Es war beabſichtigt, die Genoſſenſcha t ® 


auf möglichſt alle oſtpreußiſchen Töpfermeiſter auszude! 


nen. i Deſes Ziel konnte die Genoſſenſchaft bisher nicht er⸗ 


reichen. Nunmehr hat ſich in Gumbinnen eine Geſellſchaft 
unter der Firma: Vereinigte Töpfermeiſter für Oſtpreu⸗ 
ßen, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Gumbinnen, 
etabliert, Gegenſtand des Unternehmens iſt die Herſtel⸗ 
lung und der Vertrieb von Kachelofen und Kochherden, 
Abſchluß anderweiter Geſchäfte, die mittelbar und unmit⸗ 
telbar damit zuſammenhängen. Das Grundkapital be⸗ 
trägt 20000 Mark. Geſchäftsführer find der Inhaber 
einer Töpferei, Eduard Schwartze⸗Berlin und Töpfermei⸗ 
ſter Sud Höpp⸗Charlottenburg. Der Geſellſchaftsvertrag 
iſt geſchloſſen und die Organifätion in das Handelsregi⸗ 
ſter des Amtsgerichts in Gumbinnen eingetragen. 
Die Münchener Oſtpreußenhilfe. 

Ueber das reiche Geſchenk, das die Münchener Oſt⸗ 
preußenhilfe der ſchwer heimgeſuchten Provinz in Ge⸗ 
ſtalt von zirka 3000 Zimmerausſtattungen darbringt, und 
die Ausſtellung dieſer Münchener Möbel in einer Reihe 
oſtpreußiſcher Städte, ſowie ihre Verteilung wurden uns 
folgende intereſſante Mitteilungen gemacht: 

Die Münchener Möbel ſind ein Geſchenk der Mün⸗ 
chener „Oſtpreußenhilfe“, die etwa 500 000 Mark durch 
Sammlungen und Spenden, durch Vorträge uſw. aufge⸗ 
bracht hat. Insgeſamt wird die Münchener Oſtpreußen⸗ 
hilfe etwa 3000 bis 3300 Zimmer liefern. Eine Gefahr, 
wie man jo oft hört, für unſer heimiſches Gewerbe be- 
ſteht demnach nicht, denn was ſind 3000 Zimmer gegen 
80.000 bis 100000 Wohnungen, die zerſtört bezw. aus⸗ 
geraubt find. Die Möbel find ein Geſchenk an die Pro⸗ 
vinz. Ein Geſchäft wollen die Münchener nicht machen. 
Aufträge können infolgedeſſen durch den Arbeitsausſchuß 
der Oſtpreußenhilfe nicht vermittelt werden. Die geſchenk⸗ 
ten Möbel ſind zum Teil bald lieferbar. Der Arbeits⸗ 
ausſchuß iſt aberauch gern bereit, ſolche Möbel, die bei 
der Ausſtellung dewählt ſind, aber erſt ſpäter gebraucht 
werden können, ſolange zu lagern, bis der Empfänger 
die Sachen wünſcht. 

Da die Zahl der Intereſſenten im Vergleich zu den 
zur Verfügung ſtehenden Möbeln ſehr groß iſt, da er⸗ 
fahrungsgemäß ein bezahlter Gegenſtand für den Beſit⸗ 
zer im allgemeinen mehr Wert hat, als ein Geſchenk, 
deſſen Geber nicht bekannt iſt, um fernerhin einen gewiſ⸗ 
ſen Ausgleich zu ſchaffen, ſollen die Möbel zur Hälfte des 
in München gezahlten Preiſes an die Kriegsgeſchädigten 
abgegeben werden. Aus dem Erlös werden wieder in 
München Möbel angefertigt, die dann weiterhin verteilt 
werden. Auf dieſe Weiſe können etwa 3000 Zimmer zur 
Verteilung gelangen. Alle Unkoſten für die Ausſtellun⸗ 
gen, die in 20 Städten der Provinz (Königsberg 20 Zim⸗ 
mer, Friedland 11, Gerdauen 10, Memel 13, Allenſtein 
13, Hoͤhenſtein 6, Neidenburg 6, Ortelsburg 6, Sensburg 
6, Johannisburg 6, Lyck 6, Lötzen 6, Marggrabowa 6, An⸗ 
gerburg 6, Darkehmen 6, Goldap 6, Gumbinnen 6, Stal⸗ 
lupönen 6, Pillkallen 6, Tilſit 13 Zimmer) ſtattfinden, 
trägt natürlich die Oſtp u et Es werden nur ganze 
Zimmer abgegeben. Im Ausſtellungsraume liegt eine 
LiLiſte aus, in der jeder Kriegsgeſchädigte eintragen kann 
welches Zimmer er wünſcht. Es empfiehlt ſich, für den 
Fall, daß dieſes vergriffen, die Angabe eines zweiten 
Zimmers. Die Wünſche werden von den Landräten un⸗ 
ter Zuziehung des örtlichen Komitees nach Beendigung 
der Ausſtellung dahin geſichtet, daß wohlhabende oder 
weniger geſchädigte Bewerber, wenn eine große Anzahl 
von Meldungen vorliegt, ausgeſchieden werden. Die blei⸗ 
benden Bewerbungen werden in Königsberg gejammelt. 
Die endgültige Entſcheidung trifft der Arbeitsausſchuß in 
München durch Verloſung. 

Alle Anfragen wegen der Münchener Möbel gehen 
an den Oberpräſidenten, nicht nach München, Ganz beſon⸗ 
ders ſtark Geſchädigten oder durch Krankheit Verarmten 
kann Hausrat vollſtändig geſchenkt werden. Immer muß 
aber die Gewißheit vorliegen, daß die Möbel in gute 
Hände gelangen. 

Kataloge mit Preisangabe für einzelne Möbel oder 


ganze Zimmer werden nicht verſandt, da, wie ſchon ge⸗ 
t, die Oſtpreußenhilfe keine Geſchäfte machen will. 
durch die Ausſtellung der Möbel werden die Sachen 
Intereſſenten zugänglich gemacht. 


Der Magiſtrat in Graudenz teilt uns mit: 

Gemäß Erlaß des Herrn Miniſters des Innern vom 
20. Juli 1915 — F. 585, 2. Ang. — betr. die Abänderung 
des § 2 des Fürſorgeerziehungsgeſetzes vom 2. Juli 1900 
erſuchen wir zwecks möglichſter Einſchränkung der Unter⸗ 
bringung von Fürſorgezöglingen in Anſtalten um Nen⸗ 
nung von Innungsmitgliedern, die eintretendenfalls zur 
Aufnahme von Fürſorgezöglingen bereit ſind und dafür 
geeignet ſind. 

Bemerkt wird hierbei, daß es ſich nicht um bereits 
verwahrloſte Kinder, ſondern lediglich um ſolche han⸗ 
delt, bei denen die Belaſſung in den alten Verhältniſſen 
die Gefahr ſpäterer Verwahrloſung in ſich bergen würde, 
daß es ſich alſo nicht um Zwangserziehung handelt. 

Die Aufnahme der Kinder müßte koſtenlos und 
möglichſt mit Familienanſchluß erfolgen, ſodaß eine mög⸗ 
lichſt ununterbrochene Beaufſichtigung gewährleiſtet und 
ihre Erziehung geſichert wird.) 

Den Innüngen wird noch eine beſondere Aufforde⸗ 
rung, geeignete Handwerksmeiſter namhaft zu machen, 
zugehen. 


Verzeichnis 
der in dem Leſezimmer der Handwerkskammer aus- 
liegenden 


. Der Schuhmachermeiſter Berlin 

„Der Schneidermeiſter 5 Hannover 

.Der oſtdeutſche Sattler: u. Wagenbauer Königsberg 

10. Die Uhrmacherwoche Leipzig 

11. Deutſcher Müller Leipzig 

12. Illuſtr. Zeitſch. f. Blechinduſtrie (Innung) Leipzig 

13. Oſtdeutſche Bauzeitung Breslau 

14. Berbandszeitung der Möbel- u. Dekora⸗ 
tionsgeſchäfte Deutſchlands Berlin 

Amtliche Hublikafionsorgane d. Handwerkskammer. 

15. Das ee Handwerk Graudenz 


Tageszeitungen 
Danziger Reueſte Nachrichten Danzig 
Der Tag Berlin 
Mug Reichsanzeiger und Königl. Preuß 
taatsanzeiger (mit amtl. Verluſtliſte) Berlin 
Gtaudenzer Lokalzeitung Graudenz 
Neumarker Zeitung Neumark 
Noötddeutſche Allgemeine Zeitung Berlin 
Fadtizeilſchriften. 
1. Allgemeine Fleiſcher⸗Zeitung Berlin 
2. Allgemeine Schlofjer-Zeitung (Innung) Dresden 
3. Allgemeine Maler⸗Zettung Berlin 
4. Bäcker⸗ und Konditor⸗Zeitung Berlin 
5. Der Deutſche Friſeur Berlin 
6. Deutſche Goldſchmiede⸗Zeitung Leipzig 
7 a 
8 
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16. Das Weſtpreußſſche Gewerksblatt Danzig 
17. Das Deutſche Handwerksblatt Berlin 


18. Das Handwerk der Handwerkskammer Breslau 

19. Handwerkszeitung, amtl. Organ Le und 
der Handwerkskammern Frankfurt a. O. 

20. Koreſpondenzblatt der Handwerks- 


kammer Düſſeldorf 
21. Mitteldeutſche Handiwerkszeitung Halle a. S 
22. Mitteilungen der Handwerkskammer Magdeburg 
23. Miniſterialblatt der Handels⸗ und Ge⸗ gan 
erlin 


werbe verwaltung lin 
24. Oſtpreußiſche Handiberkszeitung , _, Gumbinnen 

Das Ceſezimmer if jedermann zugänglich und werk⸗ 
täglich von 8—12 und 2—6 Uhr, Sonnabends von 
8—1 Uhr geöffnet. 


